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Hinweise zum finanziellen Ausgleich unerfüllter Urlaubsansprüche von Beamtinnen und 
Beamten bei Eintritt in den Ruhestand 
 
Bezug: Mein Schreiben vom 15.06.2012 - Az.: Z 11.2 - 03020/2.103 
 
Anlage: Pressemitteilung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) 2 C 10.12 vom 31.01.2013 
 
 
Mit Urteil vom 31.01.2013 hat das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) entschieden, dass 
Beamtinnen und Beamten nach Maßgabe der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen 
Union (EuGH) ein Anspruch auf Abgeltung des unionsrechtlich gewährten Mindesturlaubs zusteht, 
den sie krankheitsbedingt bis zum Eintritt in den Ruhestand nicht mehr nehmen konnten. Zurzeit 
liegt lediglich eine Pressemitteilung des BVerwG vor, die Veröffentlichung der Entscheidung steht 
noch aus. 
 
Das BVerwG bestätigt mit seinem Urteil den unionsrechtlichen Urlaubsabgeltungsanspruch wegen 
krankheitsbedingt nicht genommenen Erholungsurlaubs. Dieser Anspruch ergebe sich aus Art. 7 
Abs. 2 der Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 04.11.2003.  
 
Aus der Pressemitteilung des BVerwG sind folgende Punkte hervorzuheben: 
 

• Beamtinnen und Beamte haben bei Eintritt in den Ruhestand Anspruch auf eine finanzielle 
Abgeltung für Jahresurlaub, der nicht genommen werden konnte, weil die Beamtin oder der 
Beamte aus Krankheitsgründen keinen Dienst geleistet hat. Der Abgeltungsanspruch 
unterliegt nicht dem Antragserfordernis. 

 
• Der Anspruch unterliegt der regelmäßigen Verjährung von drei Jahren, beginnend mit dem 

Ende des Jahres, in dem die Beamtin oder der Beamte in den Ruhestand tritt. 
 
• Der Anspruch auf finanzielle Abgeltung setzt voraus, dass der Urlaubsanspruch noch 

besteht und durchsetzbar wäre. Eine Durchsetzung ist 
ausgeschlossen, wenn der Anspruch verjährt ist oder der Urlaub 
verfallen ist. Der Verfall tritt spätestens 18 Monate nach Ende des 
Urlaubsjahres ein. 
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• Der Anspruch besteht nur für den von der EU-Richtlinie geschützten Mindesturlaub von vier 
Wochen (20 Tagen) pro Jahr. Bereits gewährter Urlaub ist mit dem Mindesturlaub zu 
verrechnen. Der Mindesturlaubsanspruch ist auch dann erfüllt, wenn die Beamtin oder der 
Beamte im fraglichen Jahr zwar nicht den ihr oder ihm für dieses Jahr zustehenden, wohl 
aber den aus dem Vorjahr übertragenen Urlaub hat nehmen können. Erfolgt der Eintritt in 
den Ruhestand im Laufe eines Jahres, ist der vierwöchige Mindesturlaub anteilig zu kürzen.  

 
• Die Höhe des Abgeltungsanspruchs bemisst sich nach dem Durchschnitt der Besoldung der 

letzten drei Monate vor Eintritt in den Ruhestand, umgerechnet auf die Zahl der nicht 
genommenen Urlaubstage. 

 
• Ist die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit abweichend von einer Fünf-

Tage-Woche verteilt, wird der Mindesturlaub anteilig berechnet. 
 

Vor der Umsetzung des Urteils sind die Entscheidungsgründe auszuwerten. Die Veröffentlichung 
des Urteils warte ich insoweit ab. Ich bitte Sie deshalb, weiterhin nach meinen Hinweisen vom 
15.06.2012 zu verfahren. Sollte es nach der Entscheidung des BVerwG bei Ihnen Nachfragen von 
Beamtinnen und Beamten zum weiteren Vorgehen geben, empfehle ich Auskunft nach folgendem 
Muster zu erteilen: 
 
 
„Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) hat mit Urteil vom 31. Januar 2013 (Az. 2 C 10.12) 
entschieden, dass Beamtinnen und Beamte nach den Maßgaben der Rechtsprechung des 
Gerichtshofes der Europäischen Union (EuGH) einen Anspruch auf Abgeltung des unionsrechtlich 
gewährleisteten Mindesturlaubs, den sie krankheitsbedingt bis zum Eintritt in den Ruhestand nicht 
mehr nehmen konnten, haben. Bislang liegt hierzu lediglich die Pressemitteilung des BVerwG vor. 
Über Ihr Anliegen, eine entsprechende finanzielle Abgeltung zu erhalten, werde ich zeitnah nach 
Maßgabe der Urteilsbegründung (BVerwG) entscheiden, sobald diese vorliegt und ausgewertet ist. 
Vorsorglich weise ich darauf hin, dass diese Zwischennachricht nicht bedeutet, dass Ihrem 
Anliegen in vollem Umfang stattgegeben wird.“ 
 
 
Sobald mir die Urteilsbegründung des BVerwG vorliegt, werde ich Sie über das weitere Vorgehen 
unterrichten. 
 
Ich bitte um Unterrichtung der Personal verwaltenden Stellen in ihrem Geschäftsbereich. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrage 
gez. 
 
 
Meier 




